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Bericht des Regierungsprisidiums.

Volksentscheide.

Im Berichtsjahre fanden 3 kantonale und 3 eid-
gendssische Abstimmungen statt, nimlich

A. Kantonale Abstimmungen.

1. Am 1. Mai iiber das Gesetz iiber diec Kantonal-
bank, welches mit 39,534 gegen 15,089, also mit einem
Mechr von 24,445 Stimmen angenommen wurde.

2. An demselben Tag iiber das Gesetz iiber die
offentlich-rechtlichen Folgen (Ehrenfolgen) des Kon-
kurses und der fruchtlosen Pfindung, welches mit
33,013 gegen 22,555, also mit cinem Mehr von 10,458
Stimmen angenommen wurde.

3. An demselben Tag iiber das Gesetz betreffend
die Einfiihrung der ortlichen Vormundschaftspflege,
welches mit 39,664 gegen 15,004, also mit einem
Mehr von 24,660 Stimmen angenommen wurde.

Die Zahl der Stimmberechtigten betrug an diesem
Tage 124,405.

B. Eidgendssische Abstimmungen.

1. Am 20. Februar iiber das Bundesgesetz be-
treffend die Erwerbung und den Betrieb von Eisen-
bahnen fir Rechnung des Bundes und die Organisa-
tion der Verwaltung der schweizerischen Bundes-

bahnen. Dasselbe wurde im Kanton Bern mit 74,287
gegen 20,019, also mit einem Mehr von 54,268, in
der ganzen Schweiz mit 386,634 gegen 182,718 Stim-
men angenommen.

Die Zahl der Stimmberechtigten betrug an diesem
Tage im Kanton Bern 125,942, in der ganzen Schweiz
734,644.

2. Am 13. November iiber den Bundesbeschluss
betreffend Revision des Art. 64 der Bundesverfassung
(Vereinheitlichung des Civilrechts). Derselbe wurde
im Kanton Bern mit 43,777 gegen 8393, also mit
einem Mehr von 35,384, in der ganzen Schweiz mit
264,914 gegen 101,762 Stimmen — und ebenso auch
von der Mehrheit der Standesstimmen — ange-
nommen. '

3. An demselben Tag iber den Bundesbeschluss
betreffend Aufnahme eines Art. 64°* in die Bundes-
verfassung (Vereinheitlichung des Strafrechts). Der-
selbe wurde im Kanton Bern mit 43,495 gegen 8610,
also mit einem Mehr von 34,885, in der ganzen
Schweiz mit 266,610 gegen 101,780 Stimmen — und
ebenso auch von der Mehrheit der Standesstimmen —
angenommen.

Die Zahl der Stimmberechtigten betrug an diesem
Tage im Kanton Bern 126,341, in der ganzen Schweiz
723,803.
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2 . Regierungsprisidium.

Vertretung in den eidgenossischen Riten.

Als Stinderite fir das Jahr 1898 wurden am
17. November 1897 die bisherigen, Regierungsrat
Ritschard und Regierungsrat Scheurer, bestiitigt. Dem
letztern wurde jedoch am 21. Februar 1898 auf sein
Ansuchen die Entlassung erteilt und am 23. Februar
an seiner Stelle gewiihlt Grossrat Franz Bigler in
Biglen.

Im Bestand der Vertreter bernischer Wahlkreise
im Nationalrat erfolgte im Berichtsjahr keine Ver-
dnderung.

Grosser Rat.

Im Berichtsjahr fand die Gesamterneuerung des
Grossen Rates, des Regierungsrates und der Bezirks-
beamten statt. Die ersten 5 Monate bilden den Schluss
der XIIIL, die letzten 7 Monate den Anfang der XIV.
Verwaltungsperiode seit der Verfassungsrevision von
1846.

Schluss der XIIl. Verwaltungsperiode.

Der abtrctende Grosse Rat trat in 3 Sessionen
mit 13 Sitzungstagen zusammen und behandelte fol-
gende wichtigeren Geschiifte :

1. Beratung und Beschlussfassung iber Gegen-
. stinde, welche der Volksabstimmung unterliegen (St.-
V. Art. 26, Ziff. 1):
a. Gesetz betreffend die Einfithrung der ortlichen
Vormundschaftspflege; zweite Beratung;
b. Gesetz betreffend die offentlich-rechtlichen Fol-
gen (Ehrenfolgen) des Konkurses und der frucht-
losen Pfindung; zweite Beratung;

¢. Gesetz iiber die Kantonalbauk; zweite Bera-
tung.

2. Erlass von Dekreten (St.-V. Art. 26, Ziff. 2):

a. betreffend Anerkennung der romisch-katholischen
(Gtenossenschaften von Biel und St. Immer als
Kirchgemeinden;

b. betreffend Auscheidung der katholischen Kirch-
gemeinden des Kantons Bern nach der Zugehorig-
keit zur romisch-katholischen oder zur christ-
katholischen Landeskirche;

c. iiber die Errichtung und Organisation der Irren-
pflegeanstalt Bellelay;
d. betreffend den kantonalen Armeninspektor;

e. betreffend die Kosten der Verpflegung erkrankter
armer Biirger und Auslénder.

3. Behandelte Motionen und beantwortete Inter-
pellationen :
Es wurden erheblich erklért:
a. Die Motion Burger und Mithafte vom 28. De-
zember 1897:
sDer Regierungsrat wird eingeladen, die
yKrage zu priifen, ob nicht eine Revision der
, Vorschriften betreffend Belohnung und Arbeit
»simtlicher Staatsangestellten vorzunehmen sei“;
erheblich erklirt mit den Erweiterungen, dass

neben den Angestellten auch die Beamten er-
withnt werden und der Regierungsrat im fernern
eingeladen wird, zu untersuchen, ob nicht Ver-
einfachungen in der Staatsverwaltung, durch
welche wesentliche Ersparnisse erzielt werden
konnen, moglich seien, und endlich bei diesem
Anlass den Entwurf des in Art. 16 der Staats-
verfassung vorgesehenen Gesetzes betreffend die
Amtsentsetzung von Beamten und Angestellten
vorzulegen ;

0. Die Motion Marschall vom 23. Februar 1898: -
»Der Regierungsrat wird eingeladen, die ge-
,eigneten Schritte zu thun, um dem 5. Mirz
»1898 den Charakter eines allgemeinen Fest-
»tages zu verleihen und dem Grossen Rat eine
sgeziemende Vertretung an der Feier in Neuen-
»egg zu ermoglichen,

c. Die Motion Jenni und Mithafte vom 28. Mirz
1898:

,Der Regierungsrat wird eingeladen, zu unter-
»suchen und Bericht und Antrag zu bringen,
,wie das landwirtschaftliche Unterrichts- und
» Yersuchswesen im Kanton Bern gesetzlich zu
Lordnen sei“.

Nicht erheblich erklirt wurden die Motionen
Scholer betreffend Vereinheitlichung des Notariats-
wesens und Folletéte betreffend das Civilstandswesen.

Endlich wurde die Interpellation Wyss betreffend
wirksamere Beaufsichtigung der Midchen - Armen-
anstalt Kehrsatz begriindet und beantwortet.

XIV. Verwaltungsperiode.

Gegen die Grossratswahlen langten aus den Wahl-
kreisen Koniz und Freibergen Beschwerden ein. In
Abweisung derselben wurden jedoch simtliche Wahlen
validiert.

Ausserdem wurden im Laufe des Jahres zwei
Ersatzwahlen (im 9. und 46. Wahlkreis) notwendig.
Gegen die daherigen Wahlverhandlungen langten
keine Beschwerden ein:

Fiir das Verwaltungsjahr 1898/99 wurden ge-
withlt zum Priisidenten des Grossen Rates Fiirsprecher
Dr. Michel in Interlaken,

zu Vizepriisidenten Fiirsprecher Lenz und Burger-
ratsprisident von Muralt, beide in Bern,

zu Stimmenzihlern Gutsbesitzer von Wattenwyl
in Oberdiessbach, Handelsmann Burkhalter in Wal-
kringen, Uhrenfabrikant Droz in St. Immer und
Arbeitersekretariatsadjunkt Reimann in Biel.

In der zweiten Session des Grossen Rates wurden
die im Austritt befindlichen Oberrichter Biitzberger,
Forster, Lanz, Leuenberger, Meyer, Thormann und
Wermuth als Mitglieder des Obergerichtes und Dr.
Leuenberger zugleich als Priisident des Obergerichtes
wiedergewiihlt.

Der Grosse Rat versammelte sich in 4 Sessionen
mit 15 Sitzungstagen. Es wurden folgende wichtigere
Gteschiifte behandeit :
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1. Erlass von Dekreten (St.-V. Art. 26, Ziff. 2):

b.

d.

h.

a.

d.

betreffend Abdnderung des § 6 des Dekretes
vom 24. April 1890 betreffend die Ausfithrung
einzelner Bestimmungen des Abéinderungsgesetzes
vom 26. Hornung 1888 zum Gesetz iiber die
Hypothekarkasse und zum franzosischen Civil-
gesetzbuche;

betreffend den Vollzug der Vorschriften iiber
Niederlassung, Aufenthalt und Unterstiitzungs-
wohnsitz der Kantonsbiirger;

. betreffend die Umschreibung und Organisation

der Direktionen des Regierungsrates;

tiber die Errichtung einer vierten Pfarrstelle in
der HIl. Geist-Kirchgemeinde in Bern;

betr. die Naturalverpflegung dulftlo’m Durch-
reisender ;

Tarif iiber die dem Staat zufallenden Gerichts-
gebiihren und die fixen Gebithren der Gerichts-
schreibereien;

. Tarif betreffend die fixen Gebiihren der Amts-

schreibereien;

Tarif iiber die Gebiihren in Vormundschafts-'

sachen.

. Behandelte Motionen und beantwortete Inter-

pellationen :
Es wurden erheblich erklért:

Die Motion Schwab vom 22. Oktober 1898:

yDer Regierungsrat wird eingeladen, das De-
kret iiber die Organisation der Arbeitsanstalten
,vom 18. Mai 1888 einer Revmon zu unter-
,,Werfen

Die Motion Roth vom 23. Oktober 1898:

,Die Militardirektion wird ersucht, dahin zu

,wirken,

»1. dass die Mobilisation der Bataillone besser
»geordnet werde und dem Truppenkérper
»mehr Zeit zur hochwichtigen Mobilisation ge-
»geben werde,

»2. dass dem Offizierscorps mehr Rechte cinge-
yriumt werden beim Vorschlag der Unter-
yoffiziere zum Besuch von Offiziersbildungs-
»schulen, so dass das lindliche Element
,mehr zur Geltung kommt*;

.. Die Motion Diirrenmatt vom 23. November 1898:

»Der Regierungsrat wird eingeladen, auf seinen

Beschlu% vom Jahr 1896 betreffend Erhohung
,des Hebammentarifes im Sinn einer Ermissi-
“gung zuriickzukommen®; erheblich erklirt in
dem Sinne, dass der Regierungsrat eingeladen
wird, den neuen Tarif fir Hebammen im Sinne
der Ermissigung einer nochmaligen Priifung zu
unterwerfen ;

Die Motion Burger vom 24. November 1898:

»Die Regierung ist zu beauftragen, dafiir zu
»sorgen, dass das bestehende Seuchenpolizei-
yreglement strenger gehandhabt wird und —
»falls dasselbe die Viehstinde unseres Kantons

yvor Secucheneinschleppung nicht geniigend

,schiitzt — dass es im Sinne der Einfihrung
,besseren Schutzes revidiert und mit Straf-
»bestimmungen gegen d/ie Einschleppung von
,Seuchen versehen wird*“;

e. Die Motion Reimann vom 25. November 1898:

yDie Direktion des Innern ist cingeladen,
,der Durchfiihrung der Bestimmungen betreffend
,die Ruhezeit des Wirtschaftspersonals ihre stete
»Aufmerksamkeit zu widmen und die Vorarbeiten
Hfir den Erlass eines kantonalen Gesetzes zum
,Schutz der dem eidg. Fabrikgesetz nicht unter-
,stellten Arbeiterinnen moglichst zu fordern;

/. Die Motion der Staatswirtschaftskommission vom
26. Dezember 1898:

yDie Regierung wird eingeladen, dem Grossen
Rat iiber die finanziellen Verhéltnisse der
Kantonsschule Pruntrut und insbesondere iiber
(le kiinftigen Leistungen des Staates und der
,Gemeinde Pruntrut fiir diese Anstalt Bericht
,zu erstatten.

Nichterheblich wurde erklirt die Motion Miiller
und Mithafte vom 22. November 1898 betreffend die
Aufhebung des Einfuhrverbotes von Schlachtvieb fiir
Ortschaften mit offentlichen Schlachtanstalten.

Folgende Interpellationen wurden gestellt und be-
antwortet :

a. Interpellation Reimann betreffend die obligatori-
sche Mobiliarversicherung;

b. Interpellation Morgenthaler betr. das Verbot der
Einfuhr von Schlachtvieh ;

¢. Interpellation Moor betreffend die Auffithrung des
Theaterstiickes ,Kapitin Dreyfus“ in Bern;

d. Interpellation Freiburghaus betreffend die Bewil-
ligung zur Einfuhr von Schlachtvieh.

Von den beim Grossen Rat anhéingigen, aber von
ihm im Berichtsjahr noch nicht erledigten Geschif-
ten sind zu erwéihnen:

1. Die Gesetze iiber die direkten Staats- und
Gemeindesteuern, iiber die Viehversicherung, iiber die
Volksabstimmungen und o6ffentlichen Wahlen und der
Beschluss betreffend die Beteiligung des Staates an
der offentlichen Krankenpflege.

2. Das Dekret betreffend das Verfahren zur Er-
langung von Baubewilligungen und zur Beurteilung
von Einsprachen gegen Bauten.

3. Die Motionen Burkhardt betreffend die Aus-
scheidung der Schutzwaldungen, Wyss betreffend ge-
setzliche Regelung der Frage des Ziichtigungsrechtes
der Lehrer, Will betreffend dic Revision des Grossrats-
reglementes, Lenz betreffend Revision der Gerichts-
organisation und des Civilprozesses und die Inter-
pellation Boinay betreffend Ausfithrung des § 6 des
Gesetzes vom 2. September 1867.

4. Die Eingabe betreffend Staatsbeteiligung an der
Errichtung einer Zuckerfabrik in Aarberg.
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Regierungsrat.

Fir den Schluss der XIII. Verwaltungsperiode
war Armendircktor Ritschard Priisident, der Unter-
zeichnete Vizeprisident des Regierungsrates.

In der Gesamterneuerung wurden sidmtliche bis-
herigen Mitglieder, die Regierungsriite Gobat, Joliat,
Klday, Minder, Morgenthaler, Ritschard, Scheurer,
Steiger und von Wattenwyl, in ihrem Amte bestitigt.

Zum Prisidenten wurde der Unterzeichnete, zum
Vizeprisidenten Baudirektor Morgenthaler gewiihlt.

In der Verwaltung der Direktionen erfolgten im
Berichtsjahr keine Verinderungen, indem der beziig-
liche Beschluss des Grossen Rates erst auf 1. Ja-
nuar 1899 in Kraft trat und also im Bericht iiber
dieses Jahr Erwihnung finden wird.

Der Regierungsrat ecrledigte in 113 Sitzungen
4184 Geschiifte.

Bezirksbeamte.

In der Gesamterneuerungswahl der Bezirksheamten
wurden 30 Regierungsstatthalter im ihrem Amte be-
stitigt; in einem Amtsbezirk wurde infolge Demission
eine Neuwahl notig. Von den 30 Gerichtspriisidenten
wurden 26 in ihrem Amte bestitigt. In 4 Amtsbe-
zirken erfolgten Neuwahlen.

Gegen diese Wahlen langten Beschwerden ein,
und zwar aus dem Amtsbezirk Pruntrut gegen simt-
liche Wahlen, aus dem Amtsbezirk Nieder-Simmenthal
gegen die Regierungsstatthalterwahl und aus den Amts-
bezirken Biiren und Nidau gegen die Gerichtsprisi-
dentenwahlen. In Behandlung dieser Beschwerden
wurden diejenigen von Pruntrut und Nieder-Simmen-
thal abgewiesen, hingegen die Wahlen von Biiren und
Nidau kassiert. Die darauthin angeordneten Wahlen
hatten fiir Biiren eine Bestitigungswahl, fiir Nidau eine
Neuwahl zum Resultat. Gegen die letztere wurde eine
Beschwerde zwar wieder eingereicht, aber abgewiesen.

Bei Anlass der Behandlung dieser Wahlbeschwer-
den wurde vom Grossen Rat der grundsitzliche Ent-
scheid getroffen, dass eine Wahl nicht von Amtes
wegen, sondern nur infolge ciner eingereichten Wahl-
beschwerde beanstandet werden konne.

Ausser diesen Gesamterncuerungswahlen mussten
angeordnet werden:

Eine Gerichtsprasidentenwahl infolge Nichtan-
nahme der Stelle durch den Gewihlten, :

3 Amtsgerichtssuppleantenwahlen infolge Demis-
sion,

3 Betreibungsbeamtenwahlen infolge Ablaufs der
Amtsdauer, welche die Bestitigung der bisherigen
Inhaber ergaben, und endlich

Eine Betreibungsbeamtenwahl infolge Demission.

Staatsarchiv.

Die Beniitzung des Staatsarchivs durch briefliche
Anfragen hat eine Zunahme erfahren, und auch die
Besucherzahl ist gestiegen.

Die Arbeiten an den Fontes Rerum Bernensium
bestanden darin, das Material bis 1380 durch die Aus-
beutung auswirtiger Archive, auch des italienischen
Staatsarchivs in Turin, zu vervollstindigen und die
angefertigten Regesten zu verifizieren, so dass nun zum
Drucke der Biinde 8 und folgende geschritten werden
kann, fiir den mit der Buchdruckerei Stémpfli ein Ver-
trag abgeschlossen worden ist.

Am 19. August beschloss der Regierungsrat, im
Interesse einer rationelleren Archivverwaltung und der
Erleichterung der Beniitzung das ehemalige fiirst-
bischoflich baselsche oder jurassische Archiv von Prun-
trut nach Bern zu verlegen, was in den Monaten
Oktober und November ausgefithrt wurde. Da aber
das zur Aufnahme dieser grossen Archivbestdnde be-
stimmte Gebéude neben dem Kifigturm wegen bau-
lichen Veréinderungen und wegen Umbauten im Turme
selbst erst nach Neujahr 1899 zur Verfiigung gestanden
ist, konnte im Berichtsjahre die Aufstellung des juras-
sischen Archivs noch nicht in Angriff genommen
werden.

Durch den Ankauf des ehemaligen Spiezer Schloss-
archivs am 26. Oktober ist dem Staatsarchiv das reiche
Urkunden- und Biichermaterial der ehemaligen Frei-
herrschaft Spiez zugefiihrt worden. Die Archivbiblio-
thek wurde in erwiinschter Weise durch die Erwerbung
verschiedener Werke aus der Bibliothck des histori-
schen Vereins erginzt.

Bern, im Januar 1899.

Der Regicrungsprdsident :

Kliy.



	Bericht des Regierungspräsidiums

